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VOM 5. APRIL 1979 1

Dorothea Sonne, verheiratete Kobor,
gegen Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Rechtssache 112/78

Leitsätze

1. Beamte — Einstellung — Auswahlverfahren — Auslesegrundsätze — Mehrere Aus­
wahlverfahren nacheinander — Gleichlautende objektive Voraussetzungen für die Zu­
lassung — Unterschiedliche Auslegung je nach der Zahl der Bewerber — Unzulässig­
keit — Verschiedene Beurteilung ein und desselben Bewerbers in mehreren aufeinan­
derfolgenden Auswahlverfahren — Zulässigkeit — Voraussetzungen

(Beamtenstatut, Anhang III, Art. 5)

2. Beamte — Einstellung — Auswahlverfahren — Prüfungsausschuß — Ablehnung einer
Bewerbung — Begründungspflicht — Umfang

(Beamtenstatut, Anhang III, Art. 5)

1. Auch wenn die große Zahl von Bewer­
bern, die sich für ein Auswahlverfah­
ren melden, eine strenge Auslese an­
hand von Ausscheidungsprüfungen
rechtfertigen kann, so ist es doch
nicht zulässig, daß gleichlautende ob­
jektive Voraussetzungen für die Zulas­
sung zu den Prüfungen von einem
Auswahlverfahren zum anderen je
nach der Anzahl der Bewerber ver­

schieden ausgelegt werden. Jedenfalls
darf ein Bewerber nicht weniger gün­
stig beurteilt werden, als dies bei
einem früheren Auswahlverfahren der

Fall war, es sei denn, daß die Begrün­
dung der Entscheidung diese unter­
schiedliche Beurteilung klar und deut­
lich rechtfertigt.

2. Auch wenn angesichts einer großen
Anzahl von Bewerbungen summari­
sche Begründungen zulässig sind, um
einem Bewerber die Zulassung zu den
Prüfungen zu versagen, so kann doch
der bloße Hinweis auf eine fehlende

Voraussetzung dem Begründungser­
fordernis nicht genügen, da ein sol­
cher Hinwies nicht geeignet ist, dem
Betroffenen hinreichende Anhalts­
punkte dafür zu liefern, ob die Ableh­
nung begründet oder aber so fehler­
haft ist, daß ihre Rechtmäßigkeit ange­
fochten werden kann.

In der Rechtssache 112/78,

DOROTHEA SONNE, VERHEIRATETE KOBOR, Beamtin der Kommission der Euro­

päischen Gemeinschaften, wohnhaft in Goetzingen (Großherzogtum Luxem-

1 — Verfahrenssprache: Französisch.
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burg), 9, rue Principale, Prozeß- und Zustellungsbevollmächtigter: Rechtsan­
walt Louis Schiltz, zugelassen in Luxemburg, 83, bd. Grande-Duchesse Char­
lotte,

Klägerin,

gegen

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN, vertreten durch ihren
Hauptrechtsberater Raymond Baeyens als Bevollmächtigten, Zustellungsbe­
vollmächtigter: Herr Mario Cervino, Rechtsberater der Kommission, Jean-
Monnet-Gebäude, Luxemburg-Kirchberg,

Beklagte,

wegen Aufhebung der Entscheidung, mit der der Prüfungsausschuß für das
Auswahlverfahren KOM/B/155 die Zulassung der Klägerin zu den schriftli­
chen Prüfungen dieses im Amtsblatt C 128 vom 1. Juni 1977, S. 10, ausge­
schriebenen Auswahlverfahrens ablehnte,

erläßt

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten A. J. Mackenzie Stuart, der
Richter M. Sørensen und A. Touffait,

Generalanwalt: F. Capotorti
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler

folgendes

URTEIL

Tatbestand

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf,
die Anträge sowie die Angriffs- und Ver­

teidigungsmittel der Parteien lassen sich
wie folgt zusammenfassen:

1574



KOBOR / KOMMISSION

I. Sachverhalt und Verfahren

1. Die Klägerin, die Beamtin der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaf­
ten ist, trat 1964 in den Dienst der Ho­
hen Behörde der EGKS. Sie wurde 1965

in der Besoldungsgruppe C 3 zur Beam­
tin auf Lebenszeit ernannt und 1972

nach Besoldungsgruppe C 2 befördert.

2. Dreimal bewarb sie sich zu einem all­

gemeinen Auswahlverfahren aufgrund
von Prüfungen zur Bildung einer Einstel­
lungsreserve von Verwaltungsinspektoren
der Besoldungsgruppen B 4 und B 5, wo­
bei sie das Sachgebiet „Anwendung von
Verwaltungsvorschriften" wählte.
Das erste Mal (Auswahlverfahren
KOM/B/117, das im ABl. C 15 vom 18.
2. 1974, S. 25, ausgeschrieben war)
wurde sie nicht in die Eignungsliste auf­
genommen, weil sie nicht die für die
schriftlichen und mündlichen Prüfungen
erforderliche Mindestpunktzahl erreicht
hatte. Das zweite Mal (Auswahlverfah­
ren KOM/B/139, ABl. C 223 vom 30. 9.
1975, S. 7) wurde sie nicht zur Teil­
nahme an der mündlichen Prüfung zuge­
lassen, weil sie nicht die für die schriftli­
chen Prüfungen erforderliche Mindest­
punktzahl erreicht hatte. Bei dem dritten
Auswahlverfahren (KOM/B/155, ABl. C
128 vom 1. 6. 1977, S. 10), das dieser
Klage zugrunde liegt, wurde sie nicht
zur Teilnahme an den schriftlichen Prü­

fungen zugelassen.

3. Nach der Stellenausschreibung
KOM/B/155 mußten die Bewerber fol­

gende besonderen Voraussetzungen für
die Zulassung zu dem, Auswahlverfahren
erfüllen:

— Nachweis einer abgeschlossenen höhe­
ren Schulbildung und

— bei Annahmeschluß für die Bewerbun­

gen eine mindestens einjährige, nach
dem Schulabschluß gesammelte
Berufserfahrung auf dem von dem Be­
werber gewählten Sachgebiet.

In den Stellenausschreibungen KOM/
B/117 und KOM/B/139 war eine Berufs­

erfahrung von fünf Monaten beziehungs­
weise einem Jahr verlangt worden.

4. Der Prüfungsausschuß für das Aus­
wahlverfahren KOM/B/155 prüfte die
Bewerbungen von 2773 Personen, die die
allgemeinen Voraussetzungen des Arti­
kels 28 Buchstaben a, b und c des Beam­
tenstatuts erfüllten. Davon wurden 1287
zur Teilnahme an den schriftlichen Prü­

fungen zugelassen.

Die Klägerin befand sich nicht unter die­
sen zugelassenen Personen. Die Ableh­
nung des Prüfungsausschusses, die ihr
mit Schreiben vom 23. September 1977
mitgeteilt wurde, war damit begründet
worden, daß ihre Berufserfahrung auf
dem gewählten Sachgebiet unzureichend
sei. Auf ein Schreiben der Klägerin bestä­
tigte ihr der Vorsitzende des Prüfungs­
ausschusses am 7. Oktober 1977 die ge­
troffene Entscheidung. Am 11. Oktober
1977 legte die Klägerin bei der Kommis­
sion eine Beschwerde gemäß Artikel 90
Absatz 2 des Statuts ein. Mit Schreiben

vom 7. Juni 1978 wurde ihr die Zurück­
weisung ihrer Beschwerde mitgeteilt, da
der Vorsitzende des Prüfungsausschus­
ses, an den die Beschwerde weitergeleitet
worden war, die Entscheidung des Prü­
fungsausschusses bestätigt hatte.

5. Die am 8. Mai 1978 beim Gerichts­

hof eingereichte Klage zielt auf die
Aufhebung der Entscheidung, mit der es
der Prüfungsausschuß ablehnte, die Klä­
gerin zur Teilnahme an dem Auswahlver­
fahren zuzulassen.

Der Gerichtshof hat auf Bericht des Be­

richterstatters nach Anhörung des
Generalanwalts beschlossen, die münd­
liche Verhandlung ohne vorherige Be­
weisaufnahme zu eröffnen.
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II. Anträge der Parteien

1. Die Klägerin beantragt,
— die Klage für der Form nach zuläs­

sig zu erklären;

— sie für begründet zu erklären;

— demgemäß die Entscheidung des
Prüfungsausschusses für das Aus­
wahlverfahren KOM/B/155 aufzu­

heben, mit der die Zulassung der
Klägerin zu diesem Auswahlverfah­
ren abgelehnt wurde;

— der Kommission die Kosten auf­

zuerlegen.

2. Die Kommission beantragt,

— die Klage als unbegründet abzu­
weisen;

— der Klägerin die Kosten aufzuerle­
gen.

III Angriffs- und Verteidigungs­
mittel der Parteien

1. Vorbringen der Klägerin
Die Klägerin macht zur Begründung ih­
rer Klage geltend, bei den Auswahlver­
fahren von 1974 und 1975, deren Zulas­
sungsvoraussetzungen im wesentlichen
die gleichen gewesen seien wie die der
hier in Rede stehenden Stellenausschrei­

bung, sei ihre Berufserfahrung für ausrei­
chend gehalten worden, während ihr
diese Qualifikation im Jahr 1977 abge­
sprochen worden sei, trotz der zusätzli­
chen Berufserfahrung, die sie in der Zwi­
schenzeit erworben habe. Es sei willkür­

lich, diese Qualifikation je nach der An­
zahl der Bewerbungen verschieden zu
beurteilen.

Die Klägerin bemerkt sodann, die ange­
fochtene Entscheidung hätte das Ergeb­
nis ihrer Prüfungen vorweggenommen,
falls sie zu den Prüfungen zugelassen
worden wäre. Nach dem Wortlaut der

Stellenausschreibung habe der Prüfungs­
ausschuß im ersten Abschnitt des Aus­

wahlverfahrens nicht die Qualität der Be­
rufserfahrung der Bewerber beurteilen
dürfen, sondern nur deren Dauer.

Zur Unterstützung ihres Vorbringens,
wonach der Prüfungsausschuß ihr zu Un­
recht die erforderliche Berufserfahrung
abgesprochen hat, bezieht sich die Kläge­
rin außerdem auf die lobenden Äußerun­
gen, die über sie in ihren letzten Beurtei­
lungen, namentlich in der für den Zeit­
raum vom 1. Juli 1975 bis 30. Juni 1977,
gemacht worden seien. Sie verweist
darüber hinaus auf die in ihrer Be­
schwerde im Vorverfahren enthaltene

Aufzählung der Aufgaben, die sie bei der
Kommission wahrgenommen habe, sowie
auf zwei Noten über ihre Beförderung
nach C 1, aus denen hervorgehe, daß sie
Inspektorentätigkeiten verrichtet habe.
Die Klägerin weist schließlich darauf
hin, daß sie 1970 erfolgreich am Auswahl­
verfahren Nr. 47 des Rates zur Bildung
einer Einstellungsreserve von Verwal­
tungsinspektoren teilgenommen habe.
Nach Ansicht' der Klägerin ergibt sich
aus den obigen Ausführungen, daß die
Ablehnung des Prüfungsausschusses ent­
weder auf einem offensichtlichen Irrtum
oder auf einer unzutreffenden Beurtei­

lung ihrer Berufserfahrung beruhe.
In ihrer Erwiderung macht die Klägerin
einen neuen Anfechtungsgrund geltend,
indem sie vorträgt, die Ablehnung des
Prüfungsausschusses sei nicht ausrei­
chend begründet worden, da dieser nur
die fehlende Zulassungsvoraussetzung an­
gegeben habe.

2. Vorbringen der Kommission
Die Kommission führt zu ihrer Verteidi­

gung an, die Beurteilung durch den Prü­
fungsausschuß erfolge zwar anhand der
Unterlagen der einzelnen Bewerber,
doch hänge die Strenge dieser Beurtei­
lung unvermeidlich von der Quantität
und Qualität der Bewerbungen ab, die
sich beide im Laufe der Jahre allmählich
erhöhten. Da jedes Auswahlverfahren ein
Verfahren für sich sei, könne die gün-
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stige Beurteilung von 1974 und 1975 im
Jahr 1977 kein Präjudiz für den Prü­
fungsausschuß sein. Die Klägerin, die
Aufgaben einer Bürosekretärin wahrge­
nommen habe, habe nicht zwangsläufig
eine Berufserfahrung für die Verrichtung
von Inspektorentätigkeiten auf dem Ge­
biet der „Verwaltung" erworben.

In bezug auf die angeblich unzurei­
chende Begründung verweist die Kom­
mission auf das Urteil des Gerichtshofes
vom 16. März 1978 in der Rechtssache

7/77 (von Wüllerstorff und Urbair/Kom­
mission — Slg. 1978, 769), dem zu ent­
nehmen sei, daß der Prüfungsausschuß
seine Entscheidungen ausreichend be­

gründet habe, wenn er die Zulassungsvor­
aussetzung angebe, der eine Bewerbung
nicht entspreche.

IV. Mündliche Verhandlung

In der Sitzung vom 25. Januar 1979 ha­
ben Frau D. Kobor, vertreten durch
Rechtsanwalt L. Schütz, und die Kommis­
sion, vertreten durch ihren Hauptrechts­
berater R. Baeyens als Bevollmächtigten,
mündlich verhandelt.

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­

träge in der Sitzung vom 15. März 1979
vorgetragen.

Entscheidungsgründe

1 Die am 8. Mai 1978 eingereichte Klage zielt auf die Aufhebung der der Klä­
gerin am 23. September 1977 mitgeteilten Entscheidung des Prüfungsaus­
schusses für das Auswahlverfahren KOM/B/155, mit der dieser die Zulas-

2 sung der Klägerin zu den Prüfungen des Auswahlverfahrens ablehnte. Dieses
Auswahlverfahren wurde von der Kommission zur Bildung einer Einstellungs­
reserve von Verwaltungsinspektoren der Besoldungsgruppen B 5 und B 4

3 durchgeführt. Die mit den zu besetzenden Planstellen verbundenen Tätigkei­
ten waren in bezug auf vier verschiedene Sachgebiete — zum Beispiel: An­
wendung von Verwaltungsvorschriften — angegeben, unter denen die Bewer-

4 ber ihre Wahl treffen mußten. Unter der Rubrik der besonderer» Zulassungs­
voraussetzungen war in der Stellenausschreibung bestimmt, daß die Bewerber
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eine abgeschlossene höhere Schulbildung nachweisen und außerdem eine min­
destens einjährige, nach dem Schulabschluß gesammelte Berufserfahrung auf

5 dem gewählten Sachgebiet besitzen mußten. Der Klägerin, die ihre Bewer­
bung eingereicht und dabei das Sachgebiet „Anwendung von Verwaltungsvor­
schriften" gewählt hatte, wurde die Zulassung zu dem Auswahlverfahren mit
der Begründung verweigert, daß ihre Berufserfahrung nicht ausreichend sei.

6 Zur Begründung ihrer Klage macht die Klägerin geltend, die Ablehnung des
Prüfungsausschusses beruhe entweder auf einem offensichtlichen Irrtum oder

7 auf einer unzutreffenden Beurteilung in bezug auf ihre Berufserfahrung. In
diesem Zusammenhang weist sie zum einen darauf hin, daß bei ihrer Teil­
nahme an früheren Auswahlverfahren, namentlich dem Auswahlverfahren
KOM/B/139 im Jahr 1975, dessen Voraussetzungen insoweit die gleichen
gewesen seien wie die des hier in Rede stehenden Verfahrens, ihre Berufser­
fahrung für ausreichend gehalten worden sei, und zum anderen, daß in den
seitdem über sie erstellten Beurteilungen erwähnt sei, daß sie bestimmte Tätig-

8 keiten verrichtet habe, die eine solche Berufserfahrung nachwiesen. Die Klä­
gerin macht außerdem geltend, die Ablehnung des Prüfungsausschusses sei
unzureichend begründet worden.

9 Die Kommission trägt zu ihrer Verteidigung vor, es bestehe, da jedes Aus­
wahlverfahren ein Verfahren für sich sei, keine Veranlassung, die Beurteilun­
gen miteinander zu vergleichen, die verschiedene Prüfungsausschüsse im Rah­
men mehrerer aufeinanderfolgender Auswahlverfahren über einen und densel-

10 ben Bewerber abgegeben hätten. Darüber hinaus hänge die Strenge der Beur­
teilung von der Quantität und Qualität der Bewerbungen ab, die im Laufe
der Jahre beträchtlich zunähmen.

11 Auch wenn die große Zahl von Bewerbern, die sich für ein Auswahlverfahren
melden, eine strenge Auslese anhand von Ausscheidungsprüfungen rechtferti­
gen kann, so ist es doch nicht zulässig, daß gleichlautende objektive Voraus­
setzungen für die Zulassung zu den Prüfungen von einem Auswahlverfahren
zum anderen je nach der Anzahl der Bewerber verschieden ausgelegt wer-
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12 den. Jedenfalls darf ein Bewerber nicht weniger günstig beurteilt werden, als
dies bei einem früheren Auswahlverfahren der Fall war, es sei denn, daß die
Begründung der Entscheidung diese unterschiedliche Beurteilung klar und
deutlich rechtfertigt.

13 In dieser Hinsicht ist die Weigerung, die Klägerin zu den Prüfungen des
14 fraglichen Auswahlverfahrens zuzulassen, nicht ausreichend begründet. Denn

das Formschreiben, mit dem der Klägerin die Ablehnung des Prüfungsaus­
schusses mitgeteilt wurde, enthielt als einzige Begründung einen Hinweis auf

15 die Voraussetzung, die nicht erfüllt war. Die in der Stellenausschreibung ge­
nannte Voraussetzung in bezug auf das Erfordernis einer „mindestens einjäh­
rigen, nach dem Schulabschluß gesammelten Berufserfahrung auf dem von
dem Bewerber gewählten Sachgebiet" setzte sich aus mehreren Bestandteilen
zusammen, so daß ein Hinweis auf die Voraussetzung als Ganzes nicht deut­
lich zu machen vermochte, welcher Bestandteil als nicht gegeben betrachtet

16 wurde. Auch wenn angesichts einer großen Anzahl von Bewerbungen summa­
rische Begründungen zulässig sind, so kann doch der bloße Hinweis auf eine
fehlende Voraussetzung dem Begründungserfordernis nicht genügen, da ein
solcher Hinweis nicht geeignet ist, dem Betroffenen hinreichende Anhalts­
punkte dafür zu liefern, ob die Ablehnung begründet oder aber so fehlerhaft
ist, daß ihre Rechtmäßigkeit angefochten werden kann.

17 Die ablehnende Entscheidung des Prüfungsausschusses ist somit aufzuheben.

Kosten

18 Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur
19 Tragung der Kosten zu verurteilen. Da die Beklagte mit ihrem Vorbringen

unterlegen ist, hat sie die Kosten zu tragen.
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Aus diesen Gründen

hat

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer)

für Recht erkannt und entschieden:

1. Die Frau Dorothea Kobor mit Schreiben vom 23. September 1977
mitgeteilte Entscheidung, mit der der Prüfungsausschuß für das Aus­
wahlverfahren KOM/B/155 ihre Zulassung zu den Prüfungen dieses
Auswahlverfahrens ablehnte, wird aufgehoben.

2. Die Kommission trägt die Kosten des Verfahrens.

Mackenzie Stuart Sørensen Touffait

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 5. April 1979.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident der Zweiten Kammer

A. J. Mackenzie Stuart

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
FRANCESCO CAPOTORTI
VOM 15. MÄRZ 1979 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Mit dieser Klage wird erneut die
Frage der formellen und materiellen
Rechtmäßigkeitsvoraussetzungen einer
Entscheidung aufgeworfen, mit der ein
Prüfungsausschuß für ein Auswahlverfah­

ren die Zulassung eines Bewerbers zu
den schriftlichen Prüfungen ablehnt.

Die Klägerin, Frau Kobor, bewarb sich
im Jahr 1977 für das allgemeine Auswahl­
verfahren KOM/B/155 zur Bildung
einer Einstellungsreserve von Verwal­
tungsinspektoren der Laufbahngruppe B.
Sie wurde nicht zur Teilnahme an den

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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